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Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung im Rahmen 

des Programms des Europäischen Sozialfonds (ESF Plus) in Baden-Württemberg Förderperiode 

2021-2027 (NBest-P-ESF Plus-BW) 

Die NBest-P-ESF Plus-BW enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne des § 36 des Landesverw al-

tungsverfahrensgesetzes (LVwVfG) und ihre Erläuterung. Die Nebenbestimmungen sind Bestandteil des Zuw endungsbescheids, 

sow eit dort nicht ausdrücklich etw as anderes bestimmt ist. Der Zuw endungsgeber behält sich vor, nachträglich eine Auflage 

aufzunehmen, zu ändern oder zu ergänzen. Die NBest-P-ESF Plus-BW gelten für alle Zuw endungsempfängerinnen und Zuw en-

dungsempfänger von ESF Plus- und Landeskofinanzierungsmitteln. 

 

1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

1.1 Die Zuw endung darf nur für den im Zuw endungsbe-

scheid bestimmten Zw eck verw endet w erden. Die Zu-

w endung ist w irtschaftlich und sparsam zu verw enden. 

1.2 Der der Bew illigung zu Grunde liegende Kosten- und 

Finanzierungsplan ist hinsichtlich des Gesamtergeb-

nisses verbindlich. Die darin enthaltenen Eigenmitt el 

und Einnahmen (insbesondere Zuw endungen, Leistun-

gen Dritter) der Zuw endungsempfängerin oder des Zu-

w endungsempfängers sind als Deckungsmittel für alle 

zuw endungsfähigen Ausgaben einzusetzen. 

1.3 Die Zuw endung darf nur insow eit und nicht eher ange-

fordert w erden, als sie innerhalb von drei Monaten 

nach der Auszahlung für zuw endungsfähige Ausgaben 

benötigt w ird (Prognosezahlung). In der Anforderung 

sind die erw arteten zuw endungsfähigen Ausgaben 

darzustellen. Sind an der Finanzierung mehrere Zu-

w endungsgeber beteiligt, darf die Zuw endung jew eils 

nur anteilig mit den Zuw endungen der anderen Zuw en-

dungsgeber angefordert w erden. 

1.4 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen 

nur vereinbart oder bew irkt w erden, sow eit dies all-

gemein üblich oder durch besondere Umstände ge-

rechtfertigt ist. 

1.5 Zuschüsse w erden gemäß Art. 53 Abs. 2 VO (EU) Nr. 

2021/1060 (DachVO) auf der Grundlage vereinfachter 

Kostenoptionen in Form von Kosten je Einheit, Pau-

schalbeträgen, Pauschalf inanzierungen oder entspre-

chend Art. 53 Abs. 1 e) (EU) Nr. 2021/1060 einer  

Kombination der Formen des Art. 53 Abs. 1 a) – d) VO 

(EU) Nr. 2021/1060 gew ährt, sow eit dies im öffentli-

chen Aufruf, Zuw endungsbescheid oder sonstigen 

Förderregelungen festgelegt ist. 

2 Nachträgliche Verminderung der zuwendungs -fähi-

gen Ausgaben oder Veränderung der Deckungs-

mittel 

2.1 Wenn nach der Bew illigung 

–  sich die zu Grunde gelegten zuw endungsfähigen Aus-

gaben vermindern oder 

–  sich die zu Grunde gelegten Einnahmen erhöhen oder 

–  neue Deckungsmittel hinzutreten, 

ermäßigt sich die Zuw endung insow eit, als der Saldo 

aller Änderungsbeträge – ohne Berücksichtigung von 

Eigenmitteländerungen – zu einer Verbesserung der 

zu Grunde gelegten Finanzierung führt, und zw ar 

2.1.1 bei Anteilsf inanzierung entsprechend dem Vomhun-

dertsatz oder dem Anteil der Zuw endung an den zu 

Grunde gelegten zuw endungsfähigen Ausgaben, 

2.1.2 bei Fehlbedarfs- und Vollf inanzierung um den vollen 

Betrag der Finanzierungsverbesserung; bei anteiliger  

Fehlbedarfsfinanzierung entsprechend dem Vomhun-

dertsatz oder dem Anteil der Zuw endung am ursprüng-

lich zu Grunde gelegten Fehlbedarf. 

2.2 Wenn in den Fällen der Nummer 2.1 auch nach einer  

Ermäßigung der Zuw endung die verbleibende Summe 

aller Deckungsmittel (ohne Eigenmittel) die zuw en-

dungsfähigen Ausgaben übersteigt (Überfinanzierung) , 

ermäßigt sich die Zuw endung anteilig mit etw aigen Zu-

w endungen anderer Zuw endungsgeber in Höhe der 

Überfinanzierung. 

2.3 Wenn bei Festbetragsfinanzierung 

2.3.1 der Festbetrag auf das Vielfache eines Betrages, der 

sich für eine bestimmte Einheit ergibt, festgelegt w urde 

und sich dieses Vielfache nach der Bew illigung verrin-

gert, ermäßigt sich die Zuw endung entsprechend der 

Verringerung des Vielfachen; 

2.3.2 alleine durch die Zuw endung des Landes und etw aige 

Zuw endungen anderer Zuw endungsgeber eine Überfi-

nanzierung der zuw endungsfähigen Ausgaben vor-

liegt, ermäßigt sich die Zuw endung anteilig mit etw ai-

gen Zuw endungen anderer Zuw endungsgeber in Höhe 

der Überfinanzierung. 

3 Vergabe von Aufträgen 

3.1 Verpflichtungen der Zuw endungsempfängerin oder 

des Zuw endungsempfängers als Auftraggeberin oder 

Auftraggeber gemäß Teil 4 des Gesetzes gegen Wett-

bew erbsbeschränkungen (GWB) bleiben unberührt. Zu 
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beachten ist insbesondere die Verordnung über die 

Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverordnung). 

3.2 Die Einhaltung von Vergabebestimmungen w ird nur in-

sow eit zur Auflage gemacht, als eine Verpflichtung der 

Zuw endungsempfängerin oder des Zuw endungsemp-

fängers aus dem Unionsrecht oder aus dem in Bezug 

auf dessen Umsetzung einschlägigen nationalen Recht 

folgt. 

4 Mitteilungspflichten/Änderungsantrag der Zuwen-

dungsempfängerin oder des Zuwendungsempfän-

gers 

Die Zuw endungsempfängerin oder der Zuw endungs-

empfänger ist verpflichtet, unverzüglich dem Zuw en-

dungsgeber anzuzeigen beziehungsw eise gegebenen-

falls einen Änderungsantrag zu stellen, w enn 

4.1 sie oder er nach Antragstellung/Bew illigung bezie-

hungsw eise nach Vorlage des Verw endungsnachw ei-

ses w eitere Zuw endungen für denselben Zw eck bei an-

deren öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen er-

hält oder w enn sie oder er w eitere Mittel von Dritten er-

hält, 

4.2 der Verw endungszweck oder sonstige für die Bew illi-

gung der Zuw endung maßgebliche Umstände sich än-

dern oder w egfallen, hierzu gehört auch eine Ermäßi-

gung der zuw endungsfähigen Ausgaben oder Verän-

derung der Deckungsmittel (vergleiche insbesondere 

Nummer 2) sow ie eine maßgebliche Veränderung der 

Teilnehmendenzahl, 

4.3 sich herausstellt, dass der Zuw endungszw eck nicht o-

der mit der bew illigten Zuw endung nicht zu erreichen 

ist, 

4.4 ein Insolvenzverfahren gegen sie oder ihn beantragt   

oder eröffnet w ird. 

5 Informations- und Kommunikationspflichten der 

Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungs-

empfängers, Medienberichterstattung 

5.1 Die folgenden Anforderungen an die Publizität (5.2 bis 

5.5) ergeben sich aus den Aufgaben der Begünstigten 

gemäß Art. 50 der VO (EU) Nr. 2021/1060 (DachVO). 

5.2 Bei allen Informations- und Kommunikations maß -    

nahmen w eist die Zuw endungsempfängerin oder der 

Zuw endungsempfänger auf die Kofinanzierung des 

Vorhabens von der Europäischen Union (EU-Emb le m)  

hin. Vorlagen sind auf w ww.esf-bw.de veröffentlicht 

(EU-Emblem mit Textzusatz des jew eiligen Minister i-

ums, Plakatvorlagen, etc).  

5.3 Während der Durchführung eines Vorhabens informier t 

die Zuw endungsempfängerin oder der Zuw endungs-

empfänger sichtbar die Öffentlichkeit und die Teilneh-

menden über die Kofinanzierung von der Europäischen 

Union.  

5.3.1 Hat die Zuw endungsempfängerin oder der Zuw en-

dungsempfänger eine Website oder in dessen sozialen 

Medien, sofern sich bestehen stellt sie oder er auf die-

ser eine kurze Beschreibung des Vorhabens ein, die im 

Verhältnis zu dem Umfang der Förderung steht und in 

der auf die Zeile und Ergebnisse des Vorhabens und 

die f inanzielle Unterstützung durch die Europäische 

Union eingegangen w ird, 

5.3.2 Die Zuw endungsempfängerin oder der Zuw endungs-

empfänger bringt w enigstens ein Plakat (Mindestgröße 

A 3) mit Informationen zum Projekt, mit dem auf die Ko-

finanzierung von der Europäischen Union hingew iesen 

w ird, an einer gut sichtbaren Stelle an. In der Regel soll 

an jedem Durchführungsort einer Maßnahme ein Pla-

kat aufgehängt w erden.  

5.4 Die Zuw endungsempfängerin oder der Zuw endungs-

empfänger unterrichtet die an ihrem oder seinem Vor-

haben Teilnehmenden in geeigneter Weise über die 

Kofinanzierung von der Europäischen Union. Sie oder 

er w eist in Unterlagen, die für die Öffentlichkeit oder die 

Teilnehmenden bestimmt sind, auf die Kofinanzierung 

von der Europäischen Union hin. 

5.5 Die Zuw endungsempfängerin oder der Zuw endungs-

empfänger dokumentiert die Durchführung der Infor-

mations- und Kommunikationsmaßnahmen (z.B. durch 

Belegexemplare, Screenshots, Fotodokumenta tio nen 

etc.). 

5.6 Die Zuw endungsempfängerin oder der Zuw endungs-

empfänger soll eventuelle Medienberichterstattung 

über ihr oder sein Vorhaben dokumentieren und für 

Evaluationszw ecke vorzuhalten. 

6 Verwendungsnachweise 

6.1 Bei Projekten und Programmen ist die Verw endung der 

Zuw endung innerhalb von drei Monaten nach Erfüllung 

des Zuw endungszw ecks, spätestens jedoch mit Ablauf 

des dritten auf den Bew illigungszeitraum folgenden 

Monats nachzuw eisen. Bei jahresübergreifenden Pro-

jekten ist die Verw endung der der Zuw endung für jedes 

Kalenderjahr bis zum 31.03. des Folgejahres nachzu-

w eisen. Der Nachw eis erfolgt gegenüber der im Zu-

w endungsbescheid angegebenen Stelle gemäß den 

jew eils gültigen technischen und rechtlichen Vorgaben.  

6.2 Die Verw endungsnachw eise bestehen aus einem 

Sachbericht, dem zahlenmäßigen Nachw eis ein-

schließlich der Aufgabenbeschreibungen der Projekt-

mitarbeiter/innen, den von der Zuw endungsempfänge-

rin oder vom Zuw endungsempfänger zu erhebenden 

statistischen Daten (u.a. .Output- und Ergebnisindika-

toren) und den Nachw eisen betreffend die Erfüllung der 

Informations- und Kommunikationspflichten (s. Ziffer 

5.5) 

6.3 Im Verw endungsnachw eis ist zu bestätigen, dass die 

Nebenbestimmungen des Zuw endungsbescheides be-

achtet w urden, die Ausgaben notw endig w aren, dass 
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w irtschaftlich und sparsam verfahren w orden ist und 

die Angaben mit den Büchern und den Belegen über-

einstimmen. 

6.4 Im Sachbericht sind die Verw endung der Zuw endung 

sow ie das erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen. 

Auf den vorherigen Sachbericht kann Bezug genom-

men w erden, w enn dieser die Verw endung der Zuw en-

dung und das erzielte Ergebnis auch für den neuen Be-

w illigungszeitraum zutreffend darstellt. 

6.5 Sow eit sich aus Ziff. 1.5 keine Besonderheiten erge-

ben, sind im zahlenmäßigen Nachw eis alle eingesetz-

ten Eigenmittel, Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher  

Folge und voneinander getrennt entsprechend der 

Gliederung des der Bew illigung zu Grunde gelegten 

Kosten- und Finanzierungsplans auszuw eisen. Aus 

dem Nachw eis müssen Tag, Empfängerin oder Emp-

fänger beziehungsw eise Einzahlerin oder Einzahler so-

w ie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich 

sein (Belegliste). Besteht die Möglichkeit zum Vorsteu-

erabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes, sind 

nur die Entgelte (Preise ohne Umsatzsteuer) nachzu-

w eisen.  

6.6 Auf Anforderung sind mit den Verw endungsnach-    

w eisen auch die Einnahmen- und Ausgabenbelege 

und alle sonst mit der Zuw endung zusammenhängen-

den Unterlagen (Nummer 6.10) vorzulegen. 

6.7 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen 

Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege 

insbesondere die Zahlungsempfängerin oder den Zah-

lungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den 

Zahlungsbew eis und bei Gegenständen den Verw en-

dungszw eck. Bei unbaren Auszahlungen kann auf die 

Angabe des Zahlungstages und auf den Zahlungsbe-

w eis verzichtet w erden, w enn die Auszahlung anhand 

der Buchführung nachgew iesen w erden kann. 

6.8 Die Zuw endungsempfängerin oder der Zuw endungs-

empfänger hat, unbeschadet anderer Regelungen, für 

alle Finanzvorgänge des Vorhabens entw eder ein se-

parates Buchführungssystem oder einen geeigneten 

Buchführungscode (z.B. Kostenstelle) zu verw enden, 

so dass sie sich eindeutig dem Vorhaben zuordnen las-

sen. 

6.9 Es ist anzugeben, an w elcher Stelle die Belege und 

sonst mit der Zuw endung zusammenhängenden Un-

terlagen aufbew ahrt w erden. 

6.10 Die Zuw endungsempfängerin oder der Zuw endungs-

empfänger hat alle Belege sow ie alle sonst mit der Zu-

w endung zusammenhängenden Unterlagen als Origi-

nale oder als beglaubigte Kopien der Originale oder auf 

allgemein üblichen Datenträgern (gilt auch für elektro-

nische Versionen der Originaldokumente und für Doku-

mente, die ausschließlich in elektronischer Form beste-

hen) mindestens bis zum 31.12.2035 aufzubew ahren, 

sofern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen Vor-

schriften eine längere Aufbew ahrungsfrist bestimmt ist 

(zum Beispiel sind De-Minimis-Bescheinigungen min-

destens zehn Jahre ab dem Zeitpunkt der Bew illigung 

aufzubew ahren) oder eine anderw eitige Information er-

folgt. Zur Aufbew ahrung können die nach den haus-

haltsrechtlichen oder handelsrechtlichen Regelungen 

zulässigen Speichermeiden (z.B. belegersetzen-des  

Scannen) verw endet w erden, w enn das Übertragungs , 

Aufbew ahrungs- und Wiedergabeverfahren diesen Re-

gelungen entspricht.  

6.11 Darf die Zuw endungsempfängerin oder der Zuw en-

dungsempfänger zur Erfüllung des Zuw endungs-

zw ecks Mittel an Dritte w eitergeben, muss sie oder er 

die Weitergabe davon abhängig machen, dass die 

empfangenden Stellen alle Pflichten der Zuw endungs-

empfängerin oder des Zuw endungsempfängers ent-

sprechend erfüllen. 

7 Prüfung der Verwendung, Evaluationen 

7.1 Der Zuw endungsgeber, die Europäische Kommission, 

der Europäische Rechnungshof, das Europäische Amt 

für Betrugsbekämpfung (OLAF), die ESF-Verw altungs , 

Bescheinigungs- und Prüfbehörden des Landes und 

ihre zw ischengeschalteten Stellen sind berechtigt, Bü-

cher, Belege und sonstige Unterlagen und Daten anzu-

fordern sow ie die Verw endung der Zuw endung auch im 

Rahmen einer begleitenden und/oder abschließenden 

Erfolgskontrolle durch örtliche Erhebungen zu prüfen 

oder durch Beauftragte prüfen oder evaluieren zu las-

sen. Die Zuw endungsempfängerin oder der Zuw en-

dungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen und 

Daten bereitzuhalten und die notw endigen Auskünfte 

zu erteilen. In den Fällen der Nummer 6.11 sind diese 

Rechte auch dem Dritten gegenüber auszubedingen. 

Gegebenenfalls ist die Prüfbescheinigung einer eige-

nen Prüfungseinrichtung der Zuw endungsempfängerin 

oder des Zuw endungsempfängers beizufügen. 

7.2 Der Rechnungshof ist berechtigt, bei der Zuw endungs-

empfängerin oder dem Zuw endungsempfänger zu prü-

fen (§ 91 LHO). 

8 Erstattung der Zuwendung 

8.1 Die Zuw endung ist zu erstatten, sow eit ein Zuw en-

dungsbescheid nach Verw altungsverfahrensrecht (ver-

gleiche insbesondere §§ 48, 49, 49a LVw VfG) oder an-

deren Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergan-

genheit zurückgenommen oder w iderrufen oder sonst 

unw irksam w ird. 

8.2 Eine Rücknahme mit Wirkung für die Vergangenheit ist 

insbesondere möglich, w enn die Zuw endung durch An-

gaben erw irkt w orden ist, die in w esentlicher Bezie-

hung unrichtig oder unvollständig w aren. 

8.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit ist 

möglich, w enn die Zuw endungsempfängerin oder der 

Zuw endungsempfänger 



  

Seite 4 von 4 

0
7

?
2

0
2

1
 

8.3.1 die Zuw endung nicht oder nicht mehr zur Erfüllung des 

Zuw endungszw ecks verwendet oder 

8.3.2 andere Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer ge-

setzten Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschriebe-

nen Verw endungsnachw eis nicht rechtzeitig vorlegt so-

w ie Mitteilungspflichten (Nummer 5) nicht rechtzeitig 

nachkommt. 

8.4 Ein Zuw endungsbescheid w ird für die Vergangenheit 

unw irksam, sow eit eine auflösende Bedingung einge-

treten ist (zum Beispiel nachträgliche Ermäßigung der 

zuw endungsfähigen Ausgaben oder Veränderung der 

Deckungsmittel nach Nummer 2). 

8.5 Der Zuw endungsgeber ist berechtigt, gegen Forderun-

gen der Zuw endungsempfängerin oder des Zuw en-

dungsempfängers mit Forderungen auch aus anderen 

Zuw endungsverhältnissen des ESF in Baden-Würt-

temberg aufzurechnen oder Zurückbehaltungsrechte 

geltend zu machen. 

9 Besonderer Widerrufsvorbehalt, Begrenzung der 

Zuwendungsverpflichtung 

9.1 Der Zuw endungsgeber behält sich vor, den Zuw en-

dungsbescheid ganz oder teilw eise zu w iderrufen, 

w enn die Zuw endung nicht bis zum Ablauf des Bew illi-

gungszeitraums in Anspruch genommen w ird. 

9.2 Aus der Zuw endungsbew illigung kann nicht geschlos-

sen w erden, dass auch in künftigen Haushaltsjahren 

mit einer Zuw endung im bisherigen Umfang gerechnet 

w erden kann. Mit der Bew illigung ist keine Verpflich-

tung des Zuw endungsgebers verbunden, gegen die 

Zuw endungsempfängerin oder den Zuw endungsemp-

fänger gerichtete Ansprüche aus Rechtsverhältnissen, 

die sich über den Zuw endungszw eck oder den Bew illi-

gungszeitraum hinaus erstrecken, durch Zuw endun-

gen abzudecken. 

 


